
Beschlussempfehlung und Bericht

des Ausschusses für Finanzen

zu dem Gesetzentwurf der Landesregierung

– Drucksache 16/3000

Gesetz über die Feststellung des Staatshaushaltsplans 

von Baden-Württemberg für die Haushaltsjahre 2018/19 

(Staatshaushaltsgesetz 2018/19 – StHG 2018/19)

B e s c h l u s s e m p f e h l u n g

Der Landtag wolle beschließen,

dem Gesetzentwurf der Landesregierung – Drucksache 16/3000 – in folgender
Fassung zuzustimmen:

Drucksachen und Plenarprotokolle sind im Internet
abrufbar unter: www.landtag-bw.de/Dokumente

Ausgegeben: 11. 12. 2017 1

Drucksache 16 / 3200Landtag von Baden-Württemberg 

16. Wahlperiode

Der Landtag druckt auf Recyclingpapier, ausgezeich-
net mit dem Umweltzeichen „Der Blaue Engel“.



Landtag von Baden-Württemberg Drucksache 16 / 3200

2

„Gesetz über die Feststellung des 
Staatshaushaltsplans von Baden-Württem-

berg für die Haushaltsjahre 2018/19
(Staatshaushaltsgesetz 2018/19 – 

StHG 2018/19)

§ 1

Feststellung des Staatshaushaltsplans

Der diesem Gesetz als Anlage beigefügte Staatshaus-
haltsplan des Landes Baden-Württemberg wird in Ein-
nahme und Ausgabe festgestellt:

–  für das Haushaltsjahr 2018 auf 50.546.475.200 Euro,

–  für das Haushaltsjahr 2019 auf 51.932.564.900 Euro.

§ 2

Stelleneinsparverpflichtungen

Das 1.480-Stelleneinsparprogramm wird aufgehoben.
Noch vorhandene Stelleneinsparverpflichtungen aus dem
1.480-Stelleneinsparprogramm früherer Staatshaushalts-
gesetze werden ebenfalls aufgehoben.

§ 3

Bewirtschaftung von Planstellen und Stellen

(1) Die Besetzung von Planstellen mit teilzeitbeschäftig-
ten planmäßigen Beamten1 und Richtern ist wie folgt
zulässig:

1. Eine Planstelle darf auch mit zwei zu je 50 vom Hun-
dert teilzeitbeschäftigten oder, soweit nach dem Lan-
desbeamtengesetz (LBG) zulässig, mit drei zu je min-
destens 30 vom Hundert außerhalb § 69 Absatz 3 LBG
unterhälftig teilzeitbeschäftigten Beamten oder Rich-
tern besetzt werden. Bei unterhälftiger Teilzeit darf die
Gesamtarbeitszeit der drei Beamten oder Richter die
regelmäßige Gesamtarbeitszeit von einem Beamten
oder Richter nicht überschreiten. Zwei Planstellen dür-
fen auch mit drei, drei Planstellen mit vier teilzeit -
beschäftigten Beamten oder Richtern besetzt werden.
Dabei darf die Gesamtarbeitszeit dieser drei be -
ziehungsweise vier Beamten oder Richter die regel-
mäßige Gesamtarbeitszeit von zwei beziehungsweise
drei vollbeschäftigten Beamten oder Richtern nicht
übersteigen.

2. Abweichend von Nummer 1 darf eine Planstelle auch
mit zwei, dürfen zwei Planstellen mit drei und drei

Planstellen mit vier nach § 69 Absatz 3 LBG unterhälf-
tig teilzeitbeschäftigten Beamten oder Richtern besetzt
werden. Dabei sind für den Umfang der von diesen
Beamten oder Richtern besetzten Planstellen weiterhin
die Verhältnisse vor Antritt der Elternzeit nach der Ar-
beitszeit- und Urlaubsverordnung (AzUVO) vom 
29. November 2005 (GBl. S. 716), die zuletzt durch
Artikel 4 des Gesetzes vom 18. Juli 2017 (GBl. S. 334,
338) geändert worden ist, maßgebend.

3. Planstellen für Beamte und Richter, denen aufgrund
von

    3.1  § 70 LBG und § 7 c Landesrichter- und staatsan-
waltsgesetz (LRiStAG) als Schwerbehinderte Al-
tersteilzeit bewilligt ist, gelten für die gesamte
Dauer der Altersteilzeit mit einem Stellenanteil
von 60 vom Hundert als besetzt. Zudem kann aus
der Planstelle der Zuschlag nach § 69 Landesbe-
soldungsgesetz Baden-Württemberg (LBesGBW)
und erforderlichenfalls ein Ausgleich nach § 70
LBesGBW gezahlt werden;

    3.2  Artikel 62 § 4 Nummer 3 Dienstrechtsreformge-
setz als Schwerbehinderte Altersteilzeit bewilligt
ist, gelten für die gesamte Dauer der Altersteilzeit
mit einem Stellenanteil von 50 vom Hundert als
besetzt. Zudem kann aus der Planstelle der Zu-
schlag nach § 101 Absatz 7 LBesGBW gezahlt
werden. 

    Sätze 1 und 2 der Nummer 3.1 und 3.2 gelten auch,
wenn die Altersteilzeit in eine Arbeits- und Freistel-
lungsphase aufgeteilt wird (Blockmodell); in diesem
Fall sind während der Arbeitsphase 40 vom Hundert
der Stelle gesperrt und dürfen in dieser Zeit auch nicht
anderweitig in Anspruch genommen werden. Wird
teilzeitbeschäftigten schwerbehinderten Beamten oder
Richtern Altersteilzeit gewährt, sind die vorstehenden
Regelungen entsprechend anzuwenden mit der Maß -
gabe, dass der Umfang der für die Bemessung der Al-
tersteilzeit maßgebenden bisherigen Arbeitszeit zu-
grunde zu legen ist.

4. In den Fällen von unterhälftiger Teilzeitbeschäftigung
nach § 69 Absatz 3 LBG dürfen sich ergebende freie
Stellenbruchteile für die Beschäftigung von Beamten im
Eingangsamt beziehungsweise Richtern auf Probe ge-
nutzt werden; dabei können die freien Stellenbruchteile
von bis zu vier Planstellen zusammengerechnet werden.
Nummer 1 Satz 4 ist entsprechend anzuwenden.

Die Regelungen der Nummern 1 bis 4 gelten nicht 
für die Kap. 0405 bis 0428. Für die in den Stellen -
übersichten ausgebrachten Stellen für Arbeitnehmer 
(Tit. 428 01) gilt Nummer 1 entsprechend. Für diese
Stellen kann das Finanzministerium bei Altersteilzeitar-
beit nach den Tarifverträgen zur Regelung der Altersteil-
zeitarbeit vom 5. Mai 1998 und vom 10. August 2012
weitere Ausnahmen zur Inanspruchnahme von Stellen-

_____________________________________

1  Aus Gründen der besseren Lesbarkeit wird auf die gleichzeitige
Verwendung männlicher und weiblicher Sprachformen verzich-
tet. Sämtliche Personenbezeichnungen gelten gleichermaßen für
beiderlei Geschlecht.
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bruchteilen zulassen. Wird die Altersteilzeitarbeit in eine
Arbeits- und eine Freistellungsphase aufgeteilt (Block-
modell), kann das Finanzministerium ferner zulassen,
dass während der Arbeitsphase kos tenmäßig nicht in An-
spruch genommene Stellenanteile in die Freistellungs-
phase übertragen und besetzbaren Stellenanteilen hinzu-
gerechnet werden können.

(2) Außerhalb der Kap. 0405 bis 0428 kann das Finanz-
ministerium im Jahresdurchschnitt für bis zu 80 vom
Hundert der Planstellen von Beamten, die sich in Eltern-
zeit befinden und bei denen für die Neubesetzung der
Planstelle ein unabweisbares Bedürfnis besteht, für die
Dauer der Elternzeit Leerstellen der entsprechenden Be-
soldungsgruppe mit dem Vermerk „künftig wegfallend“
schaffen. Die Schaffung der Leerstellen ist auf Fälle be-
schränkt, bei denen auf der freiwerdenden Planstelle Be-
amte im Eingangsamt geführt werden. Aus den Leerstel-
len darf nur das Mutterschaftsgeld nach § 39 AzUVO be-
zahlt werden, § 50 Absatz 5 Satz 2 Landeshaushaltsord-
nung (LHO) gilt entsprechend.

(3) Beamte auf Planstellen außerhalb der Kap. 0405 bis
0428, die aufgrund einer Beurlaubung ohne Dienstbe-
züge gemäß den §§ 71 ff. LBG bereits auf einer Leer-
stelle geführt werden und deren Beurlaubung nach den
§§ 71 ff. LBG zum unmittelbaren Wechsel in die Eltern-
zeit nach der AzUVO beendigt wird, können während
der Elternzeit weiterhin auf der Leerstelle für die Beur-
laubung nach den §§ 71 ff. LBG geführt werden.

(4) Für die bei Tit. 421 01 ausgebrachten Amtsgehälter
des Ministerpräsidenten, der Minister und der Staats -
sekretäre sowie für die in den Stellenplänen und Stel-
lenübersichten bei den Tit. 422 01, 422 03, 428 01 be-
willigten Stellen dürfen Ausgaben aufgrund gesetzlicher
oder tariflicher Bestimmung auch über die Haushalts-
ansätze hinaus geleistet werden. Dies gilt

1. für die Leistungen nach § 10 Ministergesetz,

2. für die Besoldungsbezüge der Beamten und Richter 
(§ 1 Absatz 2 und 3 LBesGBW) mit Ausnahme der
Zulagen und Vergütungen, die nicht in festen Monats-
beträgen festgelegt sind,

3. für die Entgelte der Arbeitnehmer einschließlich der
Teile der Entgelte, die in den Erläuterungen zu dem
Tit. 428 01 nicht besonders aufgeführt sind,

4. für die Vergütung der außertariflich Beschäftigten, die
sich nach Besoldungs- oder Tarifrecht richtet,

5. für die durch den Haushaltsplan oder durch Richt -
linien festgelegten Aufwandsentschädigungen in fest-
en Monatsbeträgen,

6. für die Unterhaltsbeihilfen an Auszubildende in öffentlich-
rechtlichen Ausbildungsverhältnissen (§ 88 LBesGBW).

Für Leistungsbezüge an Beamte in Ämtern der Landes-
besoldungsordnung W bleibt Absatz 7 unberührt.

Insoweit geleistete Mehrausgaben sind bei den Tit. 421 01,
422 01, 422 03 und 428 01 sowie im Kap. 0508 bei den
Tit. 422 75 und Tit. 428 75 als planmäßige Ausgaben zu
behandeln. Ausgenommen von Satz 4 sind in den Be -
reichen der Personalausgabenbudgetierung gemäß § 6 a
Ab satz 1 die in das Personalausgabenbudget einbezoge-
nen Titel gemäß § 6 a Absatz 2. Die Sätze 4 und 5 gelten
auch für Mehrausgaben aufgrund gesetzlicher oder tarif-
licher Bestimmung, die dadurch entstehen, dass Stellen
nach Maßgabe der Allgemeinen Verwaltungsvorschrif-
ten des Finanzministeriums zur Landeshaushaltsordnung
(VV-LHO) mit Bediensteten in vergleichbaren oder
niedrigeren Besoldungs- oder Entgeltgruppen in An-
spruch genommen werden. Der Gesamtbetrag der Perso-
nalmehrausgaben ist in der Landeshaushaltsrechnung an-
zugeben; für die Feststellung der Mehrausgaben am
Ende des Haushaltsjahres sind die Tit. 421 01, 422 01,
422 03 und 428 01 sowie im Kap. 0508 die Tit. 422 75
und Tit. 428 75 gegenseitig deckungsfähig. Kap. 1212
Tit. 461 01, Entnahmen aus Rücklagen nach § 42 a LHO
und Entnahmen bei Kap. 1212 Tit. 359 01 können zur
Deckung der Mehrausgaben herangezogen werden.

(5) Wird ein dienstunfähiger Beamter zur Vermeidung
einer Versetzung in den Ruhestand bei einer anderen
Verwaltung im Landesdienst weiterverwendet, so kann
er abweichend von § 49 Absatz 1 LHO auch auf einer
Planstelle in einer niedrigeren Besoldungsgruppe seiner
Laufbahn oder einer anderen Laufbahn seiner Laufbahn-
gruppe oder auf einer anderen Stelle in einer Entgelt-
gruppe, die als derselben Laufbahngruppe zugehörig an-
zusehen ist, geführt werden. Wird ein Ruhestandsbeam-
ter nach Wiederherstellung der Dienstfähigkeit erneut
berufen, gilt Satz 1 bis zum Freiwerden einer seinem
Amt entsprechenden Planstelle.

(6) Beamte mit begrenzter Dienstfähigkeit (§ 27 Absatz 1
Beamtenstatusgesetz – BeamtStG) sind nach dem Um-
fang der gemäß § 27 Absatz 2 Satz 1 BeamtStG herabge-
setzten Arbeitszeit auf einer ihrem Amt entsprechenden
Planstelle zu führen. Von § 8 Absatz 1 LBesGBW ab-
weichende Besoldungszahlungen gemäß § 9 in Verbin-
dung mit § 72 LBesGBW bleiben bei der Inanspruch -
nahme der Planstelle unberücksichtigt. Danach freie
Planstellenanteile können im Rahmen des Absatzes 1 be-
setzt werden.

(7)  1. Aus den bei den Kap. 0317, 0504, 1403, 1414,
1419, 1426 bis 1433, 1441 bis 1444, 1446 bis
1450, 1453, 1455 bis 1464, 1468 und 1470 bis
1477 Tit. 422 01 und 428 01 sowie bei Kap. 1221
Tit. 422 91 und 422 95, Kap. 1403 Tit. 422 71 A,
428 71 A, Kap. 1403 Tit. 422 77 und 428 77, 
Kap. 1410 Tit. 682 01 und 682 97 A, Kap. 1412
Tit. 682 01, 682 96 A und 682 97 A, Kap. 1415
Tit. 682 01 und 682 97, Kap. 1417 Tit. 682 94 und
682 95, Kap. 1418 bis 1420 Tit. 682 01, Kap. 1421
Tit. 682 01 und 682 97, Kap. 1440 Tit. 682 01,
Kap. 1445 Tit. 682 01, Kap. 1451 Tit. 682 01 und
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Kap. 1454 Tit. 682 01 veranschlagten Mitteln
werden auch die Leistungsbezüge nach dem
LBesGBW in Verbindung mit der Leistungsbezü-
geverordnung gezahlt. 

          Der Vergaberahmen für Leistungsbezüge erhöht
sich gemäß § 39 Absatz 7 LBesGBW nach nähe-
rer Bestimmung des Finanzministeriums und des
jeweiligen Fachressorts um Einsparungen aus der
vorübergehenden Nichtbesetzung von besetzbaren
Professorenstellen bei Tit. 422 01, 428 01, 682 01,
682 94, 682 95, 682 96 A, 682 97 und 682 97 A.

          Das Fachressort prüft die Abrechnung der Besol-
dungsausgaben und stellt die für die Leistungsbe-
züge zweckgebundenen nicht verausgabten Mittel
im Einvernehmen mit dem Finanzministerium fest.

          Soweit nach Maßgabe der besoldungsrechtlichen
Regelungen für innerhalb des Vergaberahmens
nicht verausgabte Leistungsbezüge Mittel über-
tragen werden müssen, wird zentral – für den
Geschäftsbereich des Wissenschaftsministeriums
bei Kap. 1403 Tit. 422 01 – ein Ausgaberest ge-
bildet. 

          Die Ausgabeermächtigung bei Kap. 1410 bis 1421,
1426 bis 1464, 1468 und 1470 bis 1477 Tit. 422 01
und 428 01 erhöht sich um die Einnahmen für
Leistungsbezüge nach § 39 Absatz 6 Nummer 2
LBesGBW bei Kap. 1410 bis 1421 Tit. 281 01,
Kap. 1426 bis 1464 Tit. 281 92 und Kap. 1470 bis
1477 Tit. 282 84.

      2. Nummer 1 Sätze 1, 3 und 4 gelten entsprechend
für die Zulage für Juniorprofessoren und Junior-
dozenten nach Maßgabe des § 59 LBesGBW.

      3. Nummer 1 Satz 5 gilt entsprechend für die For-
schungs- und Lehrzulage nach § 60 LBesGBW
und Funktionszulagen nach § 61 LBesGBW.

(8) Das Finanzministerium wird ermächtigt, bei Hoch-
schulen Planstellen für Beamte sowie Stellen für Arbeit-
nehmer zu schaffen, wenn die Personalausgaben (bei
Planstellen grundsätzlich einschließlich Versorgungszu-
schlag) vollständig von dritter Seite erstattet werden und
die Hochschulen gewährleisten, dass die Stelleninhaber
nach Auslaufen der Ausgabenerstattung auf freie Stellen
ihres Stellenplanes beziehungsweise ihrer Stellenüber-
sichten übernommen werden können.

Die Planstellen und Stellen sind jeweils im nächsten
Staatshaushaltsplan mit dem Vermerk „künftig wegfal-
lend“ zu veranschlagen.

(9) Das Finanzministerium wird ermächtigt, bei Hoch-
schulen mit Planstellen der Besoldungsgruppe W 1 (Pro-
fessor als Juniorprofessor) im Rahmen von Berufungs-
verfahren nach § 48 Absatz 1 Satz 4 Landeshochschulge-
setz (LHG) befristet Planstellen für Professoren der Be-
soldungsgruppe W 3 sowie entsprechend vergütete Stel-

len für Arbeitnehmer zu schaffen, wenn die entstehenden
Mehrausgaben vollständig von dritter Seite erstattet oder
innerhalb des entsprechenden Hochschulkapitels im Ein-
zelplan 14 gedeckt werden. 

Ebenfalls haben die Hochschulen zu gewährleisten, dass
die Stelleninhaber spätestens sechs Jahre nach der Be-
willigung auf freie Stellen ihres Stellenplanes oder ihrer
Stellenübersicht übernommen werden können. Die Plan-
stellen und Stellen sind jeweils im nächsten Staatshaus-
haltsplan mit entsprechendem Haushaltsvermerk „künf-
tig wegfallend“ zu veranschlagen; sie dürfen zusammen
fünf vom Hundert der insgesamt ausgebrachten Planstel-
len der Besoldungsgruppe W 1 nicht überschreiten. Stel-
len, die durch Inanspruchnahme einer nach Satz 1 bewil-
ligten Stelle frei werden, sind bis zu Übernahme des
Stelleninhabers auf eine freie Stelle des Stellenplanes
oder der Stellenübersicht gesperrt.

(10) Bei Abordnungen können in der Zeit, in der die
Mittel besetzter Planstellen für laufende monatliche Be-
soldungsbezüge des Stelleninhabers nicht benötigt wer-
den, aus dringenden dienstlichen Gründen Beamte im
Eingangsamt als Ersatzkräfte innerhalb desselben Kapi-
tels zusätzlich geführt werden.

(11) In insgesamt bis zu 30 Einzelfällen kann im Bereich
des Nichtvollzugsdienstes der Polizei und bei bis zu drei
Einzelfällen im Geschäftsbereich des Umweltministeri-
ums Verwaltungsvorschrift Nummer 4 zu § 49 LHO aus-
nahmsweise auch auf Ersatzkräfte angewendet werden,
deren Weiterbeschäftigung aus dienstlichen Gründen
dringend notwendig ist und die aus arbeitsrechtlichen
Gründen in ein unbefristetes Arbeitsverhältnis übernom-
men werden müssen. Dabei ist sicherzustellen, dass
diese Ersatzkräfte für die Weiterbeschäftigung auf freien
Stellen oder, soweit dies nicht möglich ist, auf Stellen
geführt werden, die für laufende Bezüge an die Stellen-
inhaber nicht benötigt werden.

(12) Soweit die Einrichtung einer neuen Gemeinschafts-
schule, die Änderung der Schulart einer bestehenden
weiterführenden allgemein bildenden Schule zu einer
Gemeinschaftsschule oder Schulzusammenlegungen im
Zusammenhang mit der Bildung einer Gemeinschafts-
schule sowie Zusammenlegungen von Schulen zu einer
höheren besoldungsrechtlichen Einstufung der Ämter
von Schulleitern und ihrer Stellvertreter führen bezie-
hungsweise erstmals die Stellen der Schulleiter und ihrer
Stellvertreter zu besetzen sind, gelten nach Abstimmung
zwischen dem Kultusministerium und dem Finanzminis -
terium die entsprechenden Planstellen nach Maßgabe der
besoldungsrechtlichen Voraussetzungen zu dem Schul-
jahresbeginn als geschaffen, ab dem die schulorganisato-
rische Maßnahme genehmigt wird. Die hierbei freiwer-
denden Planstellen für Schulleiter und ihre Stellvertreter
sind in Planstellen des jeweiligen Eingangsamts der be-
troffenen Laufbahnen – soweit erforderlich mit Bezugs-
vermerk – umgewandelt. Die Änderungen sind im nächs ten
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Staatshaushaltsplan zu veranschlagen. Die Finanzierung
der hieraus entstehenden Mehrausgaben wird durch Ein -
sparungen innerhalb der Schulkapitel des Einzelplans 04
nachgewiesen.

(13) Landesbetriebe nach § 26 LHO, denen nach § 6 Ab-
satz 7 die dezentrale Finanzverantwortung gemäß § 7 a
Absatz 1 LHO übertragen wurde, können die im Rahmen
der dezentralen Finanzverantwortung erwirtschafteten
Mittel zur Vergabe von Leistungsprämien gemäß § 76
LBesGBW verwenden. Dies gilt auch für Hochschulen,
deren Wirtschaftsführung gemäß § 13 Absatz 4 LHG
nach den Grundsätzen des § 26 LHO erfolgt.

(14) Außerhalb der Kap. 0405 bis 0428 – Schulbereich –
und der Bereiche der Personalausgabenbudgetierung
gemäß § 6 a Absatz 1 sowie der Landesbetriebe nach 
§ 26 LHO, für die § 6 a Absatz 10 gilt, wird zum Aus-
gleich für die Beschäftigung einer zeitlich befristeten
Vertretung während des Freistellungsjahrs oder der Frei-
stellungsjahre die Stelle des Beamten oder Richters be-
ziehungsweise des Tarifbeschäftigten, der das Freistel-
lungsjahr oder die Freistellungsjahre in Anspruch
nimmt, während der Gesamtdauer der Teilzeitbeschäfti-
gung gemäß § 69 Absatz 5 LBG beziehungsweise nach
einer Einzelvereinbarung im Sinne des § 10 Absatz 6
TV-L in Höhe des Unterschieds zwischen dem durch
den Beamten oder Richter beziehungsweise Tarifbe-
schäftigten belegten Stellenanteil und dem Stellenanteil,
den der Beamte oder Richter beziehungsweise Tarifbe-
schäftigte vor Antritt der Teilzeitbeschäftigung belegt
hat, gesperrt.

(15) Außerhalb der Kap. 0405 bis 0428 – Schulbereich –
und der Bereiche der Personalausgabenbudgetierung
gemäß § 6 a Absatz 1 sowie der Landesbetriebe nach 
§ 26 LHO, für die § 6 a Absatz 10 gilt, werden – soweit
die Vorschriften des Familienpflegezeitgesetzes in der
früheren Fassung vom 6. Dezember 2011 nach § 15 die-
ses Gesetzes noch fortgelten – zum Ausgleich für die
Beschäftigung einer zeitlich befristeten Vertretung wäh -
rend der Familienpflegezeit die Stelle des Beschäftigten,
der die Familienpflegezeit in Anspruch nimmt, und
während der Gesamtdauer der Nachpflegephase die nicht
benötigten Mittel der besetzten Stelle gesperrt.

(16) § 50 Absatz 5 und 6 LHO gelten für andere Stellen
als Planstellen entsprechend. Das Finanzministerium
wird ermächtigt, sofern die Voraussetzungen von § 50
Absatz 5 LHO vorliegen, Leerstellen der entsprechenden
Entgeltgruppe mit dem Vermerk „künftig wegfallend“
zu schaffen.

(17) Sofern bisher sachgrundlos befristete Arbeitsver-
hältnisse nach § 14 Absatz 2 Teilzeit- und Befristungsge-
setz im Bereich von Daueraufgaben aus dringenden per-
sonalwirtschaftlichen Gründen in unbefristete Arbeits-
verhältnisse umgewandelt werden müssen und die Be-
schäftigung nicht auf einer Stelle sondern aus Mitteln er-
folgt, wird das Finanzministerium ermächtigt, in Ab -

weichung von der Stellenübersicht haushaltsneutral eine
Stelle der benötigten Entgeltgruppe zu schaffen.

(18) § 49 LHO gilt entsprechend für Beförderungen auf
Leerstellen, wenn auf einer Leerstelle geführte Beamte
während der Elternzeit oder Beurlaubung unter Beach-
tung des Leistungsprinzips im Auswahlverfahren für
eine Beförderung auf einer freien besetzbaren Planstelle
ausgewählt werden und der Beförderungszeitpunkt bei
ihrer bisherigen Verwaltung innerhalb von zwei Jahren
nach Antritt der Elternzeit oder Beurlaubung liegt. Das
Finanzministerium wird ermächtigt, die Wertigkeit der
Leerstelle anzupassen.

(19) Lehrkräfte aus den Kap. 0405 bis 0428 können ganz
oder mit einem Teil ihrer Unterrichtsverpflichtung im
Rahmen der Lehrkräftefortbildung im Bereich der Maß-
nahmen für Flüchtlingskinder und jugendliche Flüchtlin-
ge eingesetzt werden, soweit der Umfang dieser Tätig-
keit in 2018 und 2019 insgesamt jeweils zehn Deputate
nicht übersteigt.

§ 4

Kreditaufnahme

(1) Das Finanzministerium wird ermächtigt, zur Deckung
von Ausgaben folgende Kredite am Kreditmarkt aufzu-
nehmen:

1. in den Haushaltsjahren 2018 und 2019 bis zur Höhe
von Null Euro,

2. die in den vorausgegangenen Haushaltsjahren geneh-
migten Kreditmittel, soweit sie bis zum Ablauf des
vorangegangenen Haushaltsjahres nicht aufgenommen
wurden.

Die Kreditaufnahme kann auch in fremder Währung er-
folgen, wenn das damit verbundene Wechselkursrisiko
bezüglich des Kapitals und der zu zahlenden Zinsen in
voller Höhe durch Wechselkurssicherungsgeschäfte aus-
geschlossen wird.

(2) Die Kreditermächtigung des Absatzes 1 erhöht sich
um die Beträge, die in den Haushaltsjahren 2018 und
2019 zur Tilgung von Krediten erforderlich sind. Sie er-
höht sich ferner um die Beträge, die zur Anschlussfinan-
zierung von vorzeitig getilgten Darlehen notwendig sind.

(3) Das Finanzministerium wird ermächtigt, im laufen-
den Haushaltsjahr im Vorgriff auf die Kreditermächti-
gung des nächsten und des übernächsten Haushaltsjahres
Kredite bis zur Höhe von jeweils 4 vom Hundert des in 
§ 1 für das laufende Haushaltsjahr festgestellten Betrags
aufzunehmen. Die nach Satz 1 aufgenommenen Kredite
sind auf die Kreditermächtigung des nächsten beziehungs-
weise übernächsten Haushaltsjahres anzurechnen.

(4) Der Bestand der Vereinbarungen nach § 18 Absatz 9
LHO darf höchstens 25 vom Hundert der Kreditmarkt-
schulden am Ende des vorangegangenen Haushaltsjahres
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zuzüglich 25 vom Hundert der für Anschlussfinanzierun-
gen im Finanzplanungszeitraum fällig werdenden Til-
gungen betragen. Vereinbarungen, deren Zinsänderungs-
risiko durch ein Gegengeschäft aufgelöst ist, sind auf
diesen Höchstbetrag nicht anzurechnen. 

(5) Das Finanzministerium wird ermächtigt, im Rahmen
von Vereinbarungen nach § 18 Absatz 9 LHO auch Be -
sicherungsverträge abzuschließen und insoweit Sicher-
heiten zu stellen oder entgegenzunehmen. Kassenver-
stärkungskredite, die für die Stellung von Sicherheiten
notwendig werden, bleiben bei der Bestimmung der
Auslastung der Ermächtigung nach § 4 Absatz 6 Satz 1
unberücksichtigt.

(6) Das Finanzministerium wird ermächtigt, zur vorüber-
gehenden Verstärkung der Betriebsmittel Kassenverstär-
kungskredite bis zu 6 vom Hundert des in § 1 für das je-
weilige Haushaltsjahr festgestellten Betrags aufzuneh-
men. Über den sich danach ergebenden Betrag hinaus
kann das Finanzministerium im einzelnen Haushaltsjahr
weitere Kassenverstärkungskredite aufnehmen, soweit es
von der Kreditermächtigung nach Absatz 1 keinen Ge-
brauch macht.

(7) Die bei Kap. 1212 bei einem Titel der Obergruppe 91
am 31. Dezember vorhandenen Rücklagenbestände und li-
quiden Sondervermögensbestände mit Ausnahme der Ver-
sorgungsrücklage und des Versorgungsfonds können vom
Finanzministerium bis zu ihrer Inanspruchnahme im Rah-
men der Liquiditätssteuerung des Gesamthaushalts einge-
setzt werden. Soweit die bestehende Kreditermächtigung
nach Absatz 2 noch nicht beansprucht werden muss, kann
sie in die folgenden Haushaltsjahre übertragen werden.

(8) Mehrausgaben, die bei Kap. 1206 Titelgruppe 86 ge-
leistet werden, sind bei den einzelnen Titeln als plan-
mäßige Ausgaben zu behandeln.

(9) Das Finanzministerium wird ermächtigt, zweck -
bestimmte, den Haushalt durchlaufende Darlehen vor
allem aus Mitteln des Bundes in Höhe der dem Land
hierfür zur Verfügung gestellten Beträge aufzunehmen.

(10) Die Finanzierungsermächtigung des Finanzminis -
teriums für das Behördenbauprogramm wird auf
1.352.667.300 Euro festgesetzt (Kap. 1208 Tit. 712 71).

(11) Die Finanzierungsermächtigung des Finanzministe-
riums für das Bauprogramm zur Forschungsförderung
und zum erhöhten Emissionsschutz landeseigener Heiz-
werke sowie für das Programm zur Nachfolgebelegung
ehemaliger militärischer Liegenschaften wird auf
2.808.654.680 Euro festgesetzt (Kap. 1208 Tit. 714 71).

(12) Der Schuldenstand des Landes aus der Finanzierung
des Behördenbauprogramms und des Bauprogramms zur
Forschungsförderung und zum erhöhten Emissionsschutz
landeseigener Heizwerke sowie des Programms zur Nach-
folgebelegung ehemaliger militärischer Liegenschaften
darf insgesamt 400.000.000 Euro nicht übersteigen. 

(13) Das Finanzministerium wird ermächtigt, für Maß-
nahmen zur Energieeinsparung in bestehenden Gebäu-
den Vorfinanzierungen bis zur Höhe von 8.000.000 Euro
jährlich in Anspruch zu nehmen, wenn die entstehenden
Kosten (einschließlich Zins- und Tilgungsaufwand) aus
den erwarteten Energieeinsparungen innerhalb eines
Zeitraums von höchstens zwanzig Jahren getragen wer-
den können und die Verzinsung nicht über der für ver-
gleichbare Kreditmarktdarlehen liegt.

(14) Das durch das Gesetz über die Feststellung eines
Nachtrags zum Staatshaushaltsplan von Baden-Württem-
berg für die Haushaltsjahre 2007 und 2008 geschaffene
Sondervermögen Baden-Württemberg 21 dient der Ab-
deckung von finanziellen Verpflichtungen aus den Finan-
zierungsverträgen bezüglich der Landesbeteiligung an

–  der Planung und dem Bau des Projekts „Stuttgart 21“, 

–  den Mehrkosten für den menschen- und umweltge-
rechten viergleisigen Ausbau der Rheintalbahn und 

–  den Kosten für die Elektrifizierung der Südbahn,

soweit diese Ausgaben nicht aus den für das jeweilige Pro-
jekt bei Kap. 1303, Titelgruppen 78 und 99, Tit. 891 86B
sowie 891 86C etatisierten Haushaltsmitteln abgedeckt
sind. Die laufende Verzinsung zugunsten des Sonderver-
mögens erfolgt zu den bei Errichtung des Sondervermö-
gens marktüblichen Sätzen aus Kap. 1206 Titelgruppe 86.
Nach Abschluss der Projekte nicht benötigte Mittel aus
dem Sondervermögen werden zur Schuldentilgung ver-
wendet.

(15) Für Zwecke der Berechnung der nach § 18 LHO in
Verbindung mit der Verordnung des Ministeriums für
Finanzen zur zulässigen Kreditaufnahme nach § 18 LHO
(Verordnung [VO] zu § 18 LHO) zulässigen Kreditauf-
nahme werden die veranschlagten Gesamtnettosteuerein-
nahmen gekürzt um

1. die vom Bund für die Haushaltsjahre 2018 und 2019
zur Entlastung von Ländern und Kommunen im Zu-
sammenhang mit der Aufnahme, Unterbringung, Ver-
sorgung und Gesundheitsversorgung von Asylbewer-
bern bereit gestellten zusätzlichen Steuermittel,

2. weitere 454.100.000 Euro für das Haushaltsjahr 2018
und 394.000.000 Euro für das Haushaltsjahr 2019 in-
folge der Neuregelung der Finanzverteilung zwischen
Land und Kommunen. 

(16) § 18 LHO in Verbindung mit der VO zu § 18 LHO
ist mit der Maßgabe anzuwenden, dass eine gegebenen-
falls bestehende Verpflichtung zur Tilgung von Schul-
den auch durch den Abbau der impliziten Verschuldung
erfüllt werden kann. Das Nähere ergibt sich aus § 1 Ab-
satz 3 der VO zu § 18 LHO. Die Regelungen zum Kon-
trollkonto nach § 18 Absatz 5 LHO und § 4 der VO zu 
§ 18 LHO sind mit der Maßgabe anzuwenden, dass der
Abbau der impliziten Verschuldung der Tilgung von
Schulden am Kreditmarkt gleichgesetzt wird.
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§ 5

Gewährleistungen

(1) Das Finanzministerium wird ermächtigt, Bürgschaf-
ten, Garantien oder sonstige Gewährleistungen in den
Haushaltsjahren 2018 und 2019 bis zur Höhe von jeweils
insgesamt 200.000.000 Euro zu übernehmen, wenn hier-
für ein vordringliches Bedürfnis besteht.

(2) Das Finanzministerium wird ermächtigt, Bürgschaf-
ten, Garantien und sonstige Gewährleistungen zu über-
nehmen

1. zugunsten der Baden-Württemberg Stiftung gGmbH,
der Finanzierungsgesellschaft für öffentliche Vorha-
ben des Landes Baden-Württemberg mbH, der Betei-
ligungsgesellschaft des Landes Baden-Württemberg
mbH, des Zentrums für Europäische Wirtschaftsfor-
schung GmbH, der Landesbeteiligungen Baden-Würt-
temberg GmbH, der Garantie Portfolio Baden-Würt-
temberg GmbH & Co. KG, der Staatlichen Rhein-
Neckar-Hafengesellschaft Mannheim mbH, der NECK-
ARPRI GmbH und der Filmakademie Baden-Württem-
berg GmbH in den Haushaltsjahren 2018 und 2019 von
jeweils insgesamt 200.000.000 Euro;

2. für Finanzierungen von Baumaßnahmen, die objekt-
bezogen ratenweise vom Land bezahlt werden, bis zur
Höhe von 75.000.000 Euro jährlich.

(3) Das Verkehrsministerium wird ermächtigt, im Ein-
vernehmen mit dem Finanzministerium im Rahmen der
Ausschreibungen und Vergaben von Verkehrsleistungen
im Schienenpersonennahverkehr in den Haushaltsjahren
2018 und 2019 Garantien bis zur Gesamthöhe von
1.600.000.000 Euro zu übernehmen, mit denen es für die
ordnungsgemäße Leistung des Schuldendienstes Dritter
oder der Landesanstalt Schienenfahrzeuge Baden-Würt-
temberg (SFBW), die Schienenfahrzeuge einem Eisen-
bahnverkehrsunternehmen entgeltlich überlassen, ge-
genüber dem Finanzierer der Schienenfahrzeuge einsteht
(Kapitaldienstgarantie). Die Kapitaldienstgarantie um-
fasst auch den Schuldendienst der Landesanstalt Schie-
nenfahrzeuge Baden-Württemberg (SFBW) längstens
bis zu fünf Jahre nach erstmaliger entgeltlicher Überlas-
sung der Schienenfahrzeuge gegenüber dem Finanzierer
ihres bis dahin entstehenden Aufwandes. Soweit die In-
anspruchnahme der Garantieermächtigung aufgrund des
Beginns der Ausschreibungen bereits im Haushaltsjahr
2017 erfolgt ist, vermindert sich die Garantieermäch -
tigung in entsprechender Höhe. Die vorstehenden Garan-
tieermächtigungen vermindern sich auch, soweit die
Vergabe der Verkehrsleistungen ohne eine Garantieüber-
nahme erfolgt. Die Laufzeit der Kapitaldienstgarantien
darf jeweils höchstens 28 Jahre betragen.

(4) Das Wissenschaftsministerium wird ermächtigt, im
Einvernehmen mit dem Finanzministerium zugunsten
der Staatlichen Museen, der Stiftung Zentrum für Kunst

und Medien Karlsruhe, der Stiftung Landesmuseum für
Technik und Arbeit Mannheim und der Stiftung Akade-
mie Schloss Solitude zur Absicherung des Risikos des
zufälligen Untergangs oder der Beschädigung von Leih-
gaben für Ausstellungen Garantien gegenüber den Leih-
gebern zu übernehmen. Bei einer Versicherungssumme
über 5.000.000 Euro pro Leihgabe ist vor der Inan-
spruchnahme der Ermächtigung die Zustimmung des
Wissenschaftsausschusses des Landtags einzuholen.

(5) Das Finanzministerium wird ermächtigt, zugunsten
der nicht rechtsfähigen Anstalt des öffentlichen Rechts
Staatliche Schlösser und Gärten Baden-Württemberg zur
Absicherung des Risikos des zufälligen Untergangs oder
der Beschädigung von Leihgaben für Ausstellungen Ga-
rantien gegenüber den Leihgebern zu übernehmen. Bei
einer Garantiesumme von über 5.000.000 Euro pro Leih-
gabe ist vor Inanspruchnahme der Ermächtigung die Zu-
stimmung des Finanzausschusses des Landtags einzuho-
len.

(6) Das Finanzministerium und das Umweltministerium
werden ermächtigt, im Rahmen der unentgeltlichen
Übertragung von Flurstücken der Bundesanstalt für Im-
mobilienaufgaben auf die NABU-Stiftung „Nationales
Naturerbe“ die nach dem Haushaltsrecht des Bundes auf-
zuerlegenden Verpflichtungen zu übernehmen. 

(7) Das Wirtschaftsministerium wird ermächtigt, im Ein-
vernehmen mit dem Finanzministerium Bürgschaften,
Garantien und sonstige Gewährleistungen für die Ab -
sicherung von Verbandskrediten von Wohnungseigen -
tümergemeinschaften gegenüber der Landeskreditbank
Baden-Württemberg (L-Bank) nach Maßgabe des För-
derprogramms Wohnungsbau Baden-Württemberg 2018/
2019 zur Finanzierung von energetischen Sanierungen
und barrierearmen oder barrierefreien Modernisierungen
des Wohnungsbestands und für die Absicherung von
Krediten zum Erwerb von Genossenschaftsanteilen ge-
genüber der L-Bank nach Maßgabe des Förderpro-
gramms Wohnungsbau Baden-Württemberg 2018/2019
bis zur Höhe von insgesamt 100.000.000 Euro in den
Jahren 2018 und 2019 zu übernehmen.

(8) Vor der Übernahme von Bürgschaften, Garantien
oder sonstigen Gewährleistungen sowie vor der Ge-
währung von Zuschüssen im Rahmen der Förderung der
gewerblichen Wirtschaft einschließlich des Tourismus
und von Darlehen ist die Zustimmung des Wirtschafts-
ausschusses des Landtags erforderlich, wenn diese Fi-
nanzhilfe 500.000 Euro oder mehr beträgt. Der Zustim-
mung bedarf es nicht,

1. wenn der Empfänger der Finanzhilfe im Staatshaus-
haltsplan genannt ist,

2. bei der Gewährung von Finanzhilfen nach Satz 1 an
Körperschaften des öffentlichen Rechts außerhalb der
Förderung der gewerblichen Wirtschaft einschließlich
des Tourismus,



    2.1  die Ausgaben und Verpflichtungsermächtigungen
der Titel mit der Endzahl 66 (Programmbudget
Medien – Titelgruppen und Einzeltitel);

    2.2  die Ausgaben und Verpflichtungsermächtigungen
der Titel mit der Endzahl 69 (Aufwand für Infor-
mationstechnik – Titelgruppen und Einzeltitel),
ausgenommen Kap. 0436 (Allgemeine Schulange-
legenheiten);

3. innerhalb des jeweiligen Einzelplans je für sich und
gegenseitig deckungsfähig die Ausgaben des Tit. 525 21
und der Titelgruppe 68 sowie einseitig deckungsfähig
die Ausgaben des Tit. 525 69 zugunsten der Ausgaben
des Tit. 525 21 und der Titelgruppe 68;

4. im Zuge der dezentralen Finanzverantwortung in-
nerhalb der einzelnen Kapitel der Einzelpläne 01 
bis 11, 13 und 16 ohne Kapitel Allgemeine Bewilli-
gungen (Kap. ...02) sowie innerhalb der Kap. 1401,
1424, 1425, 1469 und 1495 – alle Einzelpläne be -
ziehungsweise Kapitel ohne alle Titel mit der End-
zahl 63, 66 und 69 – gegenseitig deckungsfähig je
für sich

    4.1  die Ausgaben der Obergruppen 51 bis 54 (ohne
Gruppe 529, Tit. 536 01, Tit. 536 02 und Tit. 546 51),
der Gruppe 429 und der Tit. 427 51, 428 06, 428 51
und 685 49 sowie in den Titelgruppen zusätzlich
die Titel der Gruppe 427, 685;

    4.2  die Ausgaben der Obergruppe 81;

5. im Zuge der dezentralen Finanzverantwortung inner-
halb der einzelnen Kapitel der Einzelpläne 01 bis 11
sowie der Einzelpläne 13 und 16, ohne Kapitel Allge-
meine Bewilligungen (Kap. …02) sowie innerhalb der
Kap. 1401, 1424, 1425, 1469 und 1495 – alle Einzel-
pläne beziehungsweise Kapitel ohne alle Titel mit der
Endzahl 63, 66 und 69 – einseitig deckungsfähig je für
sich

    5.1  die Ausgaben der Obergruppe 81 zugunsten 
der Obergruppen 51 bis 54 (ohne Gruppe 529, 
Tit. 536 01, Tit. 536 02 und Tit. 546 51), der
Gruppe 429 und der Tit. 427 51, 428 06, 428 51
und 685 49 sowie in den Titelgruppen zusätzlich
die Titel der Gruppe 427, 685 bis zu 50 vom Hun-
dert des Titelansatzes;

    5.2  die Ausgaben der Obergruppen 51 bis 54 (ohne
Gruppe 529, Tit. 536 01, Tit. 536 02 und Tit. 546
51), der Gruppe 429 und der Tit. 427 51, 428 06,
428 51 und 685 49 sowie in den Titelgruppen zu-
sätzlich die Titel der Gruppe 427, 685 zugunsten
der Obergruppe 81 und der Titelgruppen 66 und 69.

Ausgenommen von der Deckungsfähigkeit gemäß Num-
mer 4 und 5 sind Kap. 0310, Kap. 0315 Titelgruppe 70,
Kap. 0318 Titelgruppe 71 und 75, Kap. 0403 Titelgruppe 89,
Kap. 0405 Titelgruppe 71, bei den Kap. 0405, 0408 und
0418 Titelgruppe 82, bei den Kap. 0405, 0408, 0410,
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3. bei der Übernahme von Bürgschaften, Garantien und
sonstigen Gewährleistungen nach Absatz 2 bis 7,

4. bei der Änderung von Finanzhilfen; die Erhöhung des
Betrags einer Finanzhilfe sowie die Verlängerung der
Laufzeit ist zustimmungspflichtig.

Finanzhilfen nach den Nummern 2 und 3 sind dem Fi-
nanzausschuss des Landtags nach Abschluss des Haus-
haltsjahres mitzuteilen. Dem Finanzausschuss ist ferner
über die nach Satz 1 geleisteten Finanzhilfen halbjähr-
lich eine Übersicht zu geben, die mindestens den Emp-
fänger, die Höhe sowie Art und Zweck der jeweiligen Fi-
nanzhilfe ausweist.

(9) Bürgschaften, Garantien oder sonstige Gewährleis -
tungen nach den Absätzen 1 bis 7 können auch in auslän-
discher Währung übernommen werden. Sie sind auf der
Basis des vor Ausfertigung der Urkunde zuletzt ermittel-
ten Euro-Referenzkurses der Europäischen Zentralbank
auf den Höchstbetrag der Ermächtigung anzurechnen.

(10) Die Ermächtigungen nach den Absätzen 1 bis 7 für
das Haushaltsjahr 2019 gelten, wenn das Staatshaus-
haltsgesetz für das Haushaltsjahr 2020 nicht vor dem 
1. Januar 2020 verkündet wird, bis zur Verkündung die-
ses Gesetzes. Gewährleistungen, die aufgrund der weiter
geltenden Ermächtigungen im Haushaltsjahr 2020 über-
nommen werden, sind auf die Ermächtigungen nach dem
Staatshaushaltsgesetz 2020 nicht anzurechnen.

§ 6

Deckungsfähigkeiten

(1) Im Sinne von § 20 Absatz 1 LHO sind

1. einzelplanübergreifend gegenseitig deckungsfähig je
für sich

    1.1  die Ausgaben innerhalb der Titel mit der End-
zahl 62 (Jubiläumsgaben und Jubiläumsgelder),
der Tit. 422 16, 431 01, 431 02, 432 01, 432 02,
432 07, 441 01, 446 01 und 446 21 sowie im 
Kap. 1212 Tit. 441 02 und Tit. 461 01;

    1.2  im Einvernehmen der beteiligten Ministerien je
für sich die Ausgaben und Verpflichtungsermäch-
tigungen innerhalb der Titel mit der Endzahl 66
(Programmbudget Medien – Titelgruppen und
Einzeltitel) und innerhalb der Titel mit der End-
zahl 69 (Aufwand für Informationstechnik – Titel-
gruppen und Einzeltitel), ausgenommen jeweils
die Einzelpläne 01 (Landtag) und 11 (Rechnungs-
hof) sowie die Kap. 0310 (Feuerwehrwesen, Katas -
trophenschutz, Rettungsdienst), Kap. 0436 (All -
gemeine Schulangelegenheiten), 1424 und 1425
(Landesbibliotheken);

2. innerhalb der jeweiligen Einzelpläne gegenseitig
deckungsfähig je für sich
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0416, 0418, 0420 und 0428 Titelgruppen 80 und 84,
bei Kap. 0436 Titelgruppen 69 und 84, Kap. 0460,
Kap. 0465 Titelgruppe 72, Kap. 0607 Titelgruppe 73,
74 und 75, Kap. 0708 Titelgruppe 79 und 86, Kap. 0710,
Kap. 0711 Titelgruppe 76, Kap. 0804, Kap. 0810 Titel-
gruppe 78, bei den Kap. 0809, 0810, 0812, 0817, 0823,
0827, 0835 Titelgruppe 79, Kap. 0826 Titelgruppe 68,
Kap. 0913 Tit. 534 01, Kap. 0918 TG 72, 75, 78, 
Kap. 0919 Tit. 534 01, 534 02 und Tit. 685 75, 
Kap. 0922 Tit. 685 76, Kap. 1007 Titelgruppe 87, 
Kap. 1011 Tit. 526 11 und Titelgruppe 70, Kap. 1012 Ti-
telgruppe 79, Kap. 1303 Titelgruppe 78 und Ausgaben -
titel zur Bewirtschaftung von zweckgebundenen Einnah-
men sowie Ansätze, die dem Kommunalen Investitions-
fonds, dem Kommunalen Finanzausgleich, dem Wett-
mittelfonds gemäß § 11 oder den Spielbankerträgen
gemäß § 12 entnommen sind. Soweit im Haushaltsplan
durch Vermerke nach § 20 Absatz 1 LHO hiervon ab -
weichende Regelungen getroffen sind, bleiben diese un-
berührt.

(2) Für die Ausgabentitel nach Absatz 1 Satz 1 Nummer 2
bis 5 in Verbindung mit Absatz 1 Satz 2 gilt die dezen-
trale Finanzverantwortung gemäß § 7 a Absatz 1 LHO.
Diese Ausgabentitel werden gemäß § 7 a Absatz 2 in
Verbindung mit § 19 Satz 2 LHO für übertragbar erklärt.
Unverbrauchte, übertragbare Bewilligungen (Ausgabe-
reste), die über den Betrag der am Ende des Jahres nicht
freigegebenen Globalsteuerungsreserve gemäß Absatz 3
hinausgehen, werden abweichend von § 10 Absatz 2
nicht in Abgang gestellt.

(3) 10 vom Hundert der Haushaltsansätze der Ausgaben-
titel nach Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 bis 5 in Verbin-
dung mit Absatz 1 Satz 2 bilden eine Globalsteuerungs-
reserve gemäß § 7 a Absatz 5 LHO. Das Finanzministeri-
um wird ermächtigt, im Rahmen des Haushaltsvollzugs
die Mittel entsprechend der Haushaltsentwicklung wäh -
rend des Jahres freizugeben.

(4) Aus im Rahmen der gegenseitigen Deckungsfähigkeit
nach Absatz 1 Nummer 1.2 einzelplanübergreifend umge-
schichteten übertragbaren Mitteln können unbeschadet des
§ 45 Absatz 2 Satz 1 LHO bei dem von der Mittelum-
schichtung begünstigten Titel Ausgabereste gebildet wer-
den, soweit dies zur Erfüllung von am Ende des Haushalts-
jahres bestehenden Rechtsverpflichtungen notwendig ist.

(5) Bei den Tit. 441 01 und 446 01 werden die Einnah-
men aus der Eigenbeteiligung der Beihilfeberechtigten
für die Inanspruchnahme von Wahlleistungen von den
Ausgaben abgesetzt.

(6) Die Deckungsfähigkeiten nach Absatz 1 Satz 1 Num-
mer 2 bis 5 in Verbindung mit Absatz 1 Satz 2 und die
Regelungen zur Globalsteuerungsreserve gemäß Absatz 3
gelten in den Bereichen der Personalausgabenbudgetie-
rung gemäß § 6 a Absatz 1 jeweils ohne die Titel der
Gruppe 429 und ohne Tit. 427 51, 428 06 und 428 51.

(7) Für Landesbetriebe nach § 26 LHO gilt die dezentrale
Finanzverantwortung gemäß § 7 a Absatz 1 LHO.

(8) Die Erwirtschaftung von einzelplanspezifischen Glo-
balen Minderausgaben kann mit Einwilligung des Fi-
nanzministeriums in besonders begründeten Ausnahme-
fällen durch einen anderen Einzelplan erfolgen, sofern
die betroffenen Ressorts eingewilligt haben. 

§ 6 a

Personalausgabenbudgetierung

(1) In den Kap. 0201, 0204, 0301 (ohne die Stellen 
des Polizeivollzugsdienstes), 0304, 0305, 0306, 0307
(Kap. 0304 bis 0307 ohne die Stellen der Landesbetrie-
be, Kap. 0306 und 0307 ohne die Stellen der Forst -
direktion), 0310, 0312, 0319, 0401, 0501, 0503, 0505,
0506, 0507, 0508, 0509, 0511, 0512, 0601, 0607, 0608,
0618, 0701, 0801, 0812, 0826, 0901, 0913, 1001, 1301,
1304, 1401, 1424, 1425, 1469 werden die Personalaus-
gaben budgetiert.

(2) Das Personalausgabenbudget umfasst die Ausgaben
der Obergruppen 42 und 45 (ohne Gruppen 421 und 424,
Tit. 422 03, 427 02, 459 52, 459 53 und Titel in Titelgrup-
pen). Für die einbezogenen Ausgabentitel gilt die dezen-
trale Finanzverantwortung gemäß § 7 a Absatz 1 LHO.

(3) Zur Verstärkung der Titel 422 01 und 428 01 können
mit Einwilligung des Finanzministeriums Mittel zu Las -
ten von Kap. 1212 Tit. 461 01 umgesetzt werden. Bei
Stellenumsetzungen in ein oder aus einem Kapitel ge -
mäß Absatz 1 erhöhen oder vermindern sich mit Einwil-
ligung des Finanzministeriums die Ansätze der betref-
fenden Personaltitel in den Personalausgabenbudgets
sowie gegebenenfalls in den korrespondierenden, nicht
in Absatz 1 enthaltenen Kapiteln entsprechend.

(4) Im Sinne von § 20 Absatz 1 LHO sind

1. die in das Personalausgabenbudget einbezogenen Perso-
nalausgaben untereinander uneingeschränkt deckungs-
fähig; 

2. die in das Personalausgabenbudget einbezogenen Perso-
nalausgaben einseitig uneingeschränkt deckungsfähig
zugunsten der Ausgaben der Obergruppen 51 bis 54,
des Tit. 671 02 und der Obergruppe 81; ausgenommen
von der Deckungsfähigkeit sind die Ausgaben der
Gruppen 526 und 529, der Tit. 536 01, 536 02, 546 51
und der Titel in Titelgruppen mit Ausnahme der Titel-
gruppe 68;

3. die Ausgaben der Obergruppen 51 bis 54 zugunsten
der in das Personalausgabenbudget einbezogenen Per-
sonalausgaben mit der Einschränkung deckungsfähig,
dass keine Dauerarbeitsverhältnisse begründet und
Stellenabbauprogramme nicht dauerhaft aus Sachmit-
teln finanziert werden dürfen; ausgenommen von der
Deckungsfähigkeit sind die Ausgaben der Gruppen



Landtag von Baden-Württemberg Drucksache 16 / 3200

10

526 und 529, der Tit. 536 01, 536 02 und 546 51 und
der Titel in Titelgruppen mit Ausnahme der Titelgrup-
pe 68; 

4. die Ausgaben der Obergruppe 81 zugunsten der einbe-
zogenen Personalausgaben bis zu 50 vom Hundert mit
der Einschränkung deckungsfähig, dass keine Dauer-
arbeitsverhältnisse begründet und Stellenabbaupro-
gramme nicht dauerhaft aus Sachmitteln finanziert
werden dürfen; ausgenommen von der Deckungs-
fähigkeit sind die Ausgaben der Titel in Titelgruppen.

Ausgenommen von der Deckungsfähigkeit gemäß Num-
mer 2 bis 4 sind die Kap. 0901 und 0913. § 6 bleibt un-
berührt.

(5) Die in das Personalausgabenbudget einbezogenen
Personalausgaben werden gemäß § 7 a Absatz 2 LHO in
Verbindung mit § 19 Satz 2 LHO für übertragbar erklärt. 

(6) Eine Überschreitung des Personalausgabenbudgets
ist zulässig, der Ausgleich hat im nächsten Haushaltsjahr
zu erfolgen. In begründeten Ausnahmefällen kann mit
Einwilligung des Finanzministeriums der Ausgleich im
übernächsten Jahr erfolgen. Eine drohende Budgetüber-
schreitung ist dem Finanzministerium unverzüglich an-
zuzeigen. 

(7) Im Rahmen des Personalausgabenbudgets und der
vorstehenden Flexibilisierungen gelten folgende weitere
Flexibilisierungen bei der Stellenbewirtschaftung:

1. Bei der Besetzung von Stellen mit teilzeitbeschäftig-
ten Beamten, Richtern und Arbeitnehmern kann von 
§ 3 Absatz 1 Nummern 1, 2 und 4 abgewichen wer-
den; die den Beschäftigungszeiten entsprechenden
Stellen und Stellenbruchteile dürfen zusammengefasst
die Gesamtzahl der in den Stellenplänen und Stellen -
übersichten für die Dienststellen veranschlagten Stel-
len nicht überschreiten.

2. Im Vorgriff auf das innerhalb der nächsten zwei Jahre
erfolgende Ausscheiden eines Stelleninhabers können
Beamte einer niedrigeren Besoldungsgruppe, sofern
sie einen höher bewerteten Dienstposten innehaben,
für einen Zeitraum von bis zu zwei Jahren im Wege
der Vorab-Beförderung Bezüge aus dem nächst höhe-
ren besoldungsrechtlichen Amt erhalten, höchstens je-
doch aus dem besoldungsrechtlichen Amt des aus-
scheidenden Stelleninhabers. Die einschlägigen beam-
ten- und besoldungsrechtlichen Vorschriften bleiben
unberührt.

3. Aus dringenden dienstlichen Gründen können über
die im Haushaltsplan ausgewiesenen Stellen für Be-
amte, Richter und Arbeitnehmer hinaus für einen Zeit-
raum von bis zu sechs Monaten zusätzliche Beamte,
Richter und Arbeitnehmer beschäftigt werden.

4. Wird gemäß § 69 Absatz 5 LBG oder § 7 d LRiStAG
beziehungsweise über eine Einzelvereinbarung nach 
§ 10 Absatz 6 TV-L die Ermäßigung der regelmäßigen

Arbeitszeit zu einem zusammenhängenden Zeitraum
zusammengefasst (Freistellungsjahr), können für die
Dauer und in dem Umfang der Freistellung zusätz -
liche Beamte und Richter beziehungsweise Tarifbe-
schäftigte beschäftigt werden.

5. Laufbahnbewerber können bei dringendem Bedarf über
die im Haushaltsplan ausgewiesenen Stellen für Beam-
te im Eingangsamt hinaus für einen Zeitraum von bis
zu sechs Monaten als Beamte im Eingangsamt zusätz-
lich übernommen werden; in besonders begründeten
Einzelfällen kann die Frist mit Zustimmung des Fi-
nanzministeriums auf bis zu ein Jahr verlängert werden.

6. Planstellen können innerhalb derselben Laufbahn-
gruppe fachrichtungsübergreifend gegenseitig in An-
spruch genommen werden. 

Andere Stellen können fachrichtungsübergreifend gegen-
seitig in Anspruch genommen werden. Die in Anspruch
genommene Planstelle beziehungsweise andere Stelle
muss mindestens derselben Besoldungs- beziehungsweise
Entgeltgruppe entsprechen.

7. Im Rahmen der gesetzlichen Stellenobergrenzen kön-
nen Planstellen der Besoldungsgruppe A 9 des geho-
benen Dienstes auch für Beamte des mittleren Diens -
tes und Planstellen der Besoldungsgruppe A 13 des
höheren Dienstes auch für Beamte des gehobenen
Dienstes in Anspruch genommen werden.

(8) Nicht in Abgang gestellte Ausgabereste nach Absatz 5
können zur Vergabe von Leistungsprämien gemäß § 76
LBesGBW verwendet werden. 

(9) Die für die Stellenbewirtschaftungsmaßnahmen nach
Absatz 7 Nummer 2 erforderlichen Stellenhebungen mit
dem Vermerk „künftig umzuwandeln“ und die für die
Stellenbewirtschaftungsmaßnahmen nach Absatz 7 Num-
mern 3 bis 5 erforderlichen Stellen mit dem Vermerk
„künftig wegfallend“ gelten als vorübergehend geschaf-
fen, soweit die Finanzierung im Rahmen des Personalaus-
gabenbudgets und der nach den Absätzen 4 bis 6 zulässi-
gen Deckung und Übertragbarkeit sichergestellt ist.

(10) Absatz 7 gilt auch für Landesbetriebe nach § 26
LHO mit Ausnahme der als Landesbetriebe geführten
Hochschulen.

(11) Die Absätze 1 bis 10 gelten, wenn das Staatshaus-
haltsgesetz für 2020 nicht vor dem 1. Januar 2020 ver-
kündet wird, bis zur Verkündung dieses Gesetzes.

§ 7

Über- und außerplanmäßige Ausgaben 
und Verpflichtungsermächtigungen

(1) Der Betrag, bis zu dem nach § 37 Absatz 1 Satz 4
LHO für eine Mehrausgabe kein Nachtragshaushaltsge-
setz erforderlich ist, wird auf 7.500.000 Euro im Einzel-
fall festgesetzt.
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(2) § 37 Absatz 1 LHO ist mit der Maßgabe anzuwenden,
dass es eines Nachtragshaushaltsgesetzes nicht bedarf,
wenn das Finanzministerium nach vorheriger Zustim-
mung des Finanzausschusses des Landtags in überplan-
mäßige Ausgaben bei Kap. 0315 Tit. 811 01 oder bei
Kap. 0922 Titelgruppe 74 sowie bei den Obergruppen 44
(Beihilfe, Unterstützung und dergleichen) der betroffe-
nen Einzelpläne über den in Absatz 1 genannten Betrag
hinaus einwilligt.

(3) Für überplanmäßige und außerplanmäßige Ver-
pflichtungsermächtigungen (§ 38 Absatz 1 Satz 2 LHO)
gilt Absatz 1 entsprechend. Maßgebend ist die Höhe
der voraussichtlich kassenwirksam werdenden Jahres-
beträge.

(4) § 38 Absatz 1 Satz 2 LHO ist mit der Maßgabe anzu-
wenden, dass es eines Nachtragshaushaltsgesetzes nicht
bedarf, wenn das Finanzministerium nach vorheriger 
Zustimmung des Finanzausschusses des Landtags bei
Kap. 0315 Tit. 811 01 oder bei Kap. 0922 Titelgruppe 74
sowie bei den Obergruppen 44 (Beihilfe, Unterstützung
und dergleichen) der betroffenen Einzelpläne in über-
planmäßige Verpflichtungsermächtigungen über den in
Absatz 3 genannten Betrag hinaus einwilligt.

(5) Der Betrag für die nach § 37 Absatz 4 LHO dem
Landtag jährlich mitzuteilenden über- und außerplan-
mäßigen Ausgaben wird auf 100.000 Euro festgesetzt.

(6) Das Finanzministerium hat dem Finanzausschuss des
Landtags jährlich die beim Rechnungsabschluss in das
jeweils folgende Haushaltsjahr übertragenen Ausgabe-
reste mitzuteilen.

§ 8

Vermögensgegenstände und Grundstöcke

(1) Das Finanzministerium wird ermächtigt, abweichend
von § 63 Absatz 3 Satz 1 und § 64 Absatz 4 Satz 1 LHO

1. landeseigene Grundstücke und Gebäude dem Karls -
ruher Institut für Technologie (KIT) unentgeltlich zur
Nutzung zu überlassen,

2. den Kaufpreis für landeseigene Grundstücke, die zum
Zwecke der sozial orientierten Förderung von Wohn-
raum abgegeben werden, unter Beachtung der EU-bei-
hilferechtlichen Bestimmungen um höchstens 50 vom
Hundert des Verkehrswertes zu ermäßigen. Das Nähe-
re regelt das Finanzministerium.

Der Einwilligung oder Unterrichtung des Landtags nach
§ 64 Absatz 2 LHO bedarf es in diesen Fällen nicht.

(2) Nach § 63 Absatz 3 Satz 2 LHO wird zugelassen,
dass von Landesdienststellen im Bereich der Datenverar-
beitung entwickelte oder erworbene Programme unent-
geltlich an Stellen der öffentlichen Verwaltung abgege-
ben werden, soweit Gegenseitigkeit besteht.

(3) Auf bei Kap. 0833 Tit. 356 01, Kap. 1208 Tit. 356 08
bis 356 31, 356 51 und 356 71, Kap. 1209 Tit. 356 01 bis
Tit. 356 04 sowie bei Kap. 1223 veranschlagte Entnahmen
aus dem Forstgrundstock, dem Allgemeinen Grundstock,
den Unterabschnitten des Allgemeinen Grundstocks Zu-
kunftsoffensive II und Digitalisierung und Mobilität findet
§ 113 Absatz 2 Satz 1 und 2 LHO keine Anwendung.

(4) Aus dem im Allgemeinen Grundstock eingerichteten
Sonderfonds „Informations- und Kommunikations-Pool“
sind bei Vollkostenrechnung sich selbst refinanzierende
Informations-, Kommunikations- und andere Reform-
projekte der Landesverwaltung durchzuführen, die nicht
anderweitig finanziert werden können.

(5) Das Finanzministerium wird ermächtigt, in Ab -
weichung von § 63 Absatz 2 LHO die Veräußerung zur
Erfüllung der Aufgaben des Landes weiterhin benötigter
Vermögensgegenstände zuzulassen, wenn auf diese
Weise die Aufgaben des Landes nachweislich wirt-
schaftlicher erfüllt werden können. § 64 LHO bleibt un-
berührt.

(6) Zwischen dem „Sondervermögen Studienfonds“ und
dem Land findet kein Kostenersatz statt. § 61 LHO fin-
det keine Anwendung.

(7) Die Landesregierung wird ermächtigt, die zur Umset-
zung des Bundesgesetzes zur Änderung des Kommunal -
investitionsförderungsgesetzes gegebenenfalls erforder-
lichen Vereinbarungen einzugehen. Das Ministerium für
Finanzen wird ermächtigt, mit Einwilligung des Aus-
schusses für Finanzen die zur Umsetzung des Bundesge-
setzes zur Änderung des Kommunalinvestitionsförde-
rungsgesetzes gegebenenfalls erforderlichen Kapitel und
Titel außerplanmäßig zu schaffen. Die insoweit geschaf-
fenen Titel gelten als planmäßig.

§ 9

Umsetzungen

(1) Zur Erzielung zusätzlicher Einsparungen bei Flächen -
kosten mit Hilfe der Nutzer durch die Staatliche Vermö-
gens- und Hochbauverwaltung kann das Finanzministeri-
um zusätzliche Mieteinnahmen bei Kap. 1209 Tit. 124 01
sowie aus Verkaufserlösen abgeleitete kalkulatorische
Mieteinsparungen und Einsparungen bei Kap. 1209 
Tit. 518 01 und Tit. 518 11 jeweils bis zur Hälfte und auf
die Dauer von höchstens fünf Jahren der nutzenden
Dienststelle für Mehrausgaben überlassen. Die Aus -
gabeermächtigung der jeweiligen Dienststelle erhöht
sich entsprechend. Die entsprechenden Mittel gelten als
umgesetzt im Sinne von § 50 Absatz 1 LHO und sind
übertragbar. Sie sind von der nutzenden Dienststelle vor-
rangig für die Fortbildung der Bediensteten sowie zur
Verbesserung der Ausstattung insbesondere im Informa-
tions- und Kommunikationsbereich zu verwenden. Das
Nähere regelt das Finanzministerium.
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(2) Zur Erprobung eines finanziellen Anreizsystems im
Bereich der Gebäudebewirtschaftung kann das Finanz-
ministerium bei Kap. 1209 Tit. 517 01 und Tit. 517 05
erzielte Betriebskosteneinsparungen, die sich aus einem
optimierten Nutzerverhalten ergeben, bis zur Hälfte der
jeweils nutzenden Dienststelle überlassen. Die Aus -
gabeermächtigung der jeweiligen Dienststelle erhöht
sich entsprechend. Die entsprechenden Mittel gelten als
umgesetzt im Sinne von § 50 Absatz 1 LHO. Das Nähere
regelt das Finanzministerium.

(3) Zur Umsetzung der Neuordnung der Informations-
technologie des Landes können Haushaltsermächtigun-
gen in analoger Anwendung von § 50 Absatz 1 bis 4
LHO und mit Einwilligung des Finanzministeriums in-
nerhalb des jeweiligen Einzelplans sowie zwischen dem
jeweiligen Einzelplan und dem Kap. 0309 ausgabenart -
übergreifend und unter Anpassung der Zweckbestim-
mung umgesetzt werden. Entsprechendes gilt für Ein-
nahmen. Die Schaffung zusätzlicher Stellen ist hierbei
ausgeschlossen.

§ 10

Ausgabereste

(1) Das Finanzministerium kann zulassen, dass bei
einem Sammeltitel mit übertragbarer Bewilligung ein
höherer Betrag in Rest gestellt wird als der unverwendet
gebliebene Betrag oder dass ein Betrag auch noch in
Rest gestellt wird, wenn schon eine Überschreitung des
Titels vorliegt.

(2) Die Landesregierung kann unverbrauchte, übertrag-
bare Bewilligungen für die Haushaltsjahre 2017 und
2018 (Ausgabereste) in Abgang stellen. Die hiervon be-
troffenen Bewilligungen gelten insoweit als abgeschlos-
sen. Satz 1 gilt nicht für übertragbare Bewilligungen, bei
denen zweckgebundene Einnahmen ihrem Verwen-
dungszweck noch nicht zugeführt worden sind. § 6 Ab-
sätze 2 und 4 bleiben unberührt.

§ 11

Verwendung von Mitteln des Wettmittelfonds nach 
§ 12 Absatz 2 Landesglücksspielgesetz

Der Wettmittelfonds nach § 12 Absatz 2 des Landes-
glücksspielgesetzes beträgt 2018 und 2019 jeweils
132.365.400 Euro. Die Mittel des Fonds sind nach Maß-
gabe des Staatshaushaltsplanes zu 44 vom Hundert für
die Förderung der Kultur, zu 45 vom Hundert für die
Förderung des Sports und zu 11 vom Hundert für die
Förderung sozialer Zwecke zu verwenden.

§ 12

Verwendung von Erträgen nach 
§ 36 Landesglücksspielgesetz

§ 36 des Landesglücksspielgesetzes ist für die Haushalts-
jahre 2018 und 2019 mit der Maßgabe anzuwenden, dass
die Einnahmen der in § 36 Landesglücksspielgesetz ge-
nannten Erträge in 2018 in Höhe von insgesamt bis zu
41.436.000 Euro und in 2019 in Höhe von insgesamt bis
zu 41.595.000 Euro für die in § 36 Landesglücksspielge-
setz genannten Zwecke nach näherer Bestimmung durch
den Staatshaushaltsplan verwendet werden.

§ 13

Anordnungsermächtigung des Finanzministeriums

Das Finanzministerium kann die zum Vollzug dieses Ge-
setzes erforderlichen Anordnungen erlassen.

§ 14

Inkrafttreten

Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 2018 in Kraft.“

01. 12. 2017

Der Berichterstatter: Der Vorsitzende:

Karl Klein Rainer Stickelberger
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B e r i c h t

Der Ausschuss für Finanzen hat den Gesetzentwurf der Landesregierung – Ge -
setz über die Feststellung des Staatshaushaltsplans von Baden-Württemberg für
die Haushaltsjahre 2018/19 (Staatshaushaltsgesetz 2018/19 – StHG 2018/19) –
Drucksache 16/3000 in seiner 26. Sitzung am 1. Dezember 2017 gemeinsam mit
dem Gesetzentwurf der Landesregierung – Haushaltsbegleitgesetz 2018/19 –
Drucksache 16/3017 beraten. 

In die Beratung einbezogen wurde auch die Mitteilung des Ministeriums für Fi-
nanzen vom 9. November 2017 – Bericht der Gemeinsamen Finanzkommission
– Drucksache 16/3020.

Ebenso wurden die Änderungsanträge StHG/1 und StHG/2 sowie die Ände -
rungsanträge BegleitG/1 und BegleitG/2 in die Beratung mit einbezogen (siehe
Anlagen).

Der Berichterstatter trägt vor, das Staatshaushaltsgesetz gelte als Zeitgesetz nur für
den Haushaltszeitraum. Der vorliegende Gesetzentwurf enthalte allgemeine und
haushaltstechnische Regelungen, die für den gesamten Staatshaushaltsplan gälten.
So sei es auch in der Vergangenheit gewesen; deshalb verzichte er darauf, auf
viele Regelungen, die unverändert geblieben seien, im Detail einzugehen.

Die Einnahmen und die Ausgaben hätten nach dem ursprünglichen Entwurf
noch unter 50 Milliarden € gelegen. Aufgrund von Änderungsanträgen werde
das Gesamtvolumen jedoch bereits im Jahr 2018 mit 50 546 475 200 € den Be-
trag von 50 Milliarden € übersteigen. Im Jahr 2019 werde das Haushaltsvolu-
men bei fast 52 Milliarden € liegen. 

Das Staatshaushaltsgesetz sehe vor, das 1 480-Stellen-Einsparprogramm auf
dem derzeitigen Stand aufzuheben, wie es bereits beschlossen worden sei. Dies
halte er für sehr erfreulich.

Erfreulich sei ferner, dass der vorliegende Doppelhaushalt keine Nettokreditauf-
nahme vorsehe, was auch der konjunkturellen Entwicklung gewidmet sei.

Erwähnenswert erscheine ihm, dass die generelle Ermächtigung zur Aufnahme
von Gewährleistungen in Höhe von 900 Millionen € im Haushaltsjahr 2017 auf
jeweils 200 Millionen € in den Haushaltsjahren 2018 und 2019 verringert werde
und die speziellen Ermächtigungen zur Übernahme von Gewährleistungen von
800 Millionen € im Jahr 2017 auf jeweils 200 Millionen € in den Haushalts-
jahren 2018 und 2019 verringert würden. Die spezielle Ermächtigung zur Über-
nahme von Gewährleistungen zugunsten der Landesanstalt Schienenfahrzeuge
Baden-Württemberg verringere sich von 1,1 Milliarden € im Haushaltsjahr 2017
auf insgesamt 1,6 Milliarden € für beide Haushaltsjahre im kommenden Doppel-
haushalt, sodass auch diese Ermächtigungen geringer würden.

Die Grenze für Mehrausgaben sowie über- und außerplanmäßige Verpflich-
tungsermächtigungen, bis zu der es keines Nachtragshaushaltsgesetzes bedürfe,
werde mit dem neuen Staatshaushaltsgesetz von 5 Millionen € auf 7,5 Millionen €
angehoben. Angesichts dessen, dass diese Grenze im Jahr 1979 noch bei 5 Mil-
lionen DM gelegen habe und im Zuge der Umstellung auf den Euro auf 5 Millio-
nen € erhöht worden sei, sei die nun vorgesehene Anhebung nach so vielen
Jahren sachgerecht.

Zum Haushaltsbegleitgesetz führt er aus, es handle sich um ein Artikelgesetz,
das verschiedene gesetzliche Änderungen zusammenfasse, die zur Umsetzung
verschiedener im Entwurf des Staatshaushaltsplans 2018/19 enthaltenen Maß-
nahmen notwendig seien.

Mit der vorgesehenen Änderung des § 59 des Landesbesoldungsgesetzes Baden-
Württemberg solle das Zulagenbudget für Juniorprofessorinnen und -profes-
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soren sowie Juniordozentinnen und -dozenten künftig – wie der Vergaberahmen
der Leistungsbezüge bei den Professorinnen und Professoren – unter Berücksichti-
gung der tatsächlich besetzten Planstellen ermittelt werden, um es den tatsäch-
lichen Erfordernissen anzupassen und Ungleichbehandlungen zu vermeiden.

Die Änderung der Anlage 3 des Landesbesoldungsgesetzes Baden-Württemberg
diene der Anpassung der Ämterstruktur in der Arbeitsgerichtsbarkeit an die Ge -
bietsreform der südbadischen Arbeitsgerichte.

Mit der Änderung des § 43 des Landesplanungsgesetzes werde unter Berück-
sichtigung der Haushaltslage ab dem Jahr 2018 der Zuschuss des Landes an die
Träger der Regionalplanung erhöht. Damit werde insbesondere dem erhöhten
Aufwand für Planungen und Verfahren Rechnung getragen.

Ferner erfolge eine geringe Änderung der Landeshaushaltsordnung; diese sei
aufgrund einer Gesetzesänderung im Vergaberecht erforderlich.

Darüber hinaus machten regulatorische Entwicklungen Änderungen im L-Bank-
Gesetz notwendig, auf die er nur hinweise, ohne ins Detail zu gehen.

Mit der Regelung zur Besitzstandswahrung für sonstige staatlich anerkannte
Hochschulen werde die bisher gemäß Artikel 27 § 22 des Zweiten Hochschul-
rechtsänderungsgesetzes gewährte Finanzhilfe für die betreffenden Hochschulen
ab 2019 als jährlich gleichbleibender Förderbetrag gewährt.

Mit der Änderung des Finanzausgleichsgesetzes würden ab dem Jahr 2018 die
Mittel für den Kommunalen Investitionsfonds zulasten der kommunalen Investi-
tionspauschale erhöht, der finanzielle Ausgleich für die Besorgung der Auf-
gaben der unteren Verwaltungsbehörden infolge der Umsetzung des Bundesteil-
habegesetzes und des Prostituiertenschutzgesetzes im Land angepasst, die Aus-
gleichszahlungen für die mit dem Sonderbehörden-Eingliederungsgesetz und
Artikel 1 des Verwaltungsstruktur-Reformgesetzes übertragenen Aufgaben zu -
sammen geführt und um den Ausgleich zur Durchführung des Prostituierten-
schutzgesetzes erweitert sowie nicht mehr benötigte Vorschriften aufgehoben,
redaktionelle Be reinigungen vorgenommen sowie die Gleichstellung von Mann
und Frau im Ge setzestext vorgenommen.

Wie die Ministerin für Finanzen bereits am Vortag ausgeführt habe, könnten die
Finanzverhandlungen mit den Kommunen in der Gemeinsamen Finanzkommis-
sion bis zur Verabschiedung des Doppelhaushalts noch nicht beendet werden.
Diese würden dem Vernehmen nach im Januar 2018 fortgeführt. Angesichts
dessen, dass den Kommunen in den Haushaltsjahren 2018 und 2019 mehr Geld
zur Verfügung stehe als bisher, halte er es für vertretbar, wenn die Verhandlun-
gen noch bis Januar oder Februar 2018 andauerten; nach wie vor bestehe Hoff-
nung, dass letztlich Einvernehmen mit den Vertretern der kommunalen Ebene
erzielt werde.

A l l g e m e i n e  A u s s p r a c h e

Ein Abgeordneter der Fraktion der SPD führt aus, aus Sicht der Abgeordneten
seiner Fraktion sei es erfreulich, dass im Staatshaushaltsgesetz das fortgesetzt
werde, was in der vergangenen Legislaturperiode von 2011 bis 2016 begonnen
worden sei, dass nämlich keine Nettokreditaufnahme erfolge. Auch deshalb be -
finde sich das Land Baden-Württemberg finanziell in einer guten Umgebung.
Die Abgeordneten seiner Fraktion hätten selbstverständlich zu einzelnen Posi-
tionen des Staatshaushaltsgesetzes eine zustimmende Haltung, könnten dies,
wenn wie angekündigt über den Gesetzentwurf im Ganzen abgestimmt werde,
jedoch nicht zum Ausdruck bringen. Dem Gesetzentwurf insgesamt könnten die
Abgeordneten seiner Fraktion nicht zustimmen, wie sich auch in der Diskussion
der letzten Tage und Wochen gezeigt habe.
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Zum Änderungsantrag StHG/1 der Fraktion der SPD sei anzumerken, dass zu
den Stelleneinsparverpflichtungen in Bezug auf Stellen, die im Zuge der Re -
gierungs neubildung neu geschaffen worden seien, im Rahmen der Haushalts -
beratungen Diskussionen mit den betreffenden Ressorts geführt worden seien
und die Abgeordneten seiner Fraktion nicht davon überzeugt seien, dass das,
was bereits zum Haushalt für das Jahr 2017 entschieden worden sei, als subs -
tantiell berechtigt angesehen werden könne. Bei einigen Ressorts hätten die Ab-
geordneten seiner Fraktion sogar den Eindruck, dass der Aufwand für Repräsen-
tation und Politikberatung nicht begründbar und nicht vermittelbar sei.

Zum Änderungsantrag StHG/2 der Fraktion der FDP/DVP erinnere er daran,
dass unter Punkt 3 der Tagesordnung ein Gesetzentwurf der Fraktion der SPD
zur Änderung der Landeshaushaltsordnung behandelt werde, mit dem versucht
werde, im Sinne eines Kompromisses zwischen den Initiatoren des Änderungs -
antrags StHG/2 und der Landesregierung zu vermitteln. Denn die Antragsteller
hätten am Vortag eingeräumt, dass 4 Milliarden € der finanziellen Auswirkun-
gen dieses Antrags bisher nicht gedeckt seien, sodass seine Fraktion diesem
Antrag nicht zustimmen könne und wolle.

Anschließend legt er dar, angesichts dessen, dass sich die Zuordnung zu Re -
gierung und Opposition irgendwann wieder ändere, müsse gemeinsam be -
obachtet werden, wie sich die Stellensituation des Landes Baden-Württemberg
entwickle. Es sei festzustellen, dass aus der Umsetzung des 1 480-Stellen-Ein -
sparprogramms gelernt worden sei; denn bei der Umsetzung habe sich gezeigt,
was insbesondere in den Regierungspräsidien leistbar sei und was nicht. Des -
halb halte er die gezogenen Konsequenzen für richtig. Andererseits habe sich
insbesondere im Verlauf der Haushaltsberatungen gezeigt, dass entweder über
klassische Neustellen oder über sächliche Ausgaben zur Beschaffung von Be-
ratungskapazitäten personeller Art Kapazitäten zwischen der operativen Ebene
und der politischen Ebene geschaffen würden, die das Land irgendwann einmal
teuer zu stehen kämen, wenn sich die finanzielle Situation des Landes nicht
mehr so positiv darstelle wie derzeit. Es sei zu befürchten, dass sich das Land
dann nicht mehr im bisherigen Umfang sich selbst rechtfertigende beratende
Stellen leisten könne. Dies gelte auch für Aufgaben, die bereits derzeit schon
nicht angebracht seien, weil sie nicht der klassischen Verwaltung zuzuordnen
seien.

Auf einer sehr hohen Abstraktionsebene könne zwar die Auffassung vertreten
werden, dass der Wandel der gesamten Volkswirtschaft hin zu einer stärkeren 
Dienstleistungsorientierung vor der staatlichen Verwaltung, die ebenfalls
Dienst leistungen erbringe, nicht haltmache; gleichwohl seien die Haushaltsmit-
tel begrenzt. Deshalb habe der Ausschuss für Finanzen die Aufgabe, einen einge-
tretenen Wildwuchs einzuschränken und wieder ein Stück weit zurückzunehmen.
Denn politisch müsse er konstatieren, dass es aus seiner Sicht Übertreibungen
gegeben habe.

Zum Haushaltsbegleitgesetz führt er aus, im Sinne der Tradition bei der Zu -
sammen arbeit zwischen Land und Kommunen sei es bedauerlich, dass die
Gemeinsame Finanzkommission bislang ohne Ergebnis geblieben sei. Er hätte
erwartet, dass bis zum Eintritt in die Haushaltsberatungen ein Ergebnis vorgele-
gen hätte. Offen sei noch die Frage, ob dies an mangelnder Kompromissbe -
reitschaft einzelner Perso nen gelegen habe. Er habe in der laufenden Sitzung zur
Kenntnis ge nommen, dass weitere Gespräche für Januar 2018 vorgesehen seien;
er hoffe, dass die Gespräche im Januar auch erfolgreich abgeschlossen würden.
Er gehe jedoch davon aus, dass zumindest in Bezug auf das Sonderbehörden-
Eingliederungsgesetz bereits Einvernehmen bestehe; wenn dem nicht so wäre,
bitte er um Mitteilung.

Abschließend erklärt er, die Abgeordneten seiner Fraktion stünden, obwohl sie
den Haushalt ablehnten, zu ihrer Verantwortung für das Gesamte.



Landtag von Baden-Württemberg Drucksache 16 / 3200

22

Ein Abgeordneter der Fraktion der FDP/DVP ruft den Änderungsantrag StHG/2
seiner Fraktion in Erinnerung und merkt an, die Begründung sei bereits mehr -
fach vorgetragen worden, sodass er auf eine Wiederholung verzichte.

Weiter führt er aus, zum Änderungsantrag BegleitG/2 der Fraktion GRÜNE und
der Fraktion der CDU sei anzumerken, dass seine Fraktion ihn wegen der Num-
mer 2 der Änderung von Artikel 5 leider ablehnen müsse. Zur Begründung ver-
weise er auf die am Vortag im Ausschuss geführte Diskussion.

Die Ministerin für Finanzen legt dar, mit dem Staatshaushaltsgesetz 2018/19
werde, wie der Berichterstatter bereits ausgeführt habe, ein guter Weg einge -
schlagen. Darin spiegle sich auch eine nachhaltige Finanzpolitik. Selbstver-
ständlich werde keine Nettokreditaufnahme vorgesehen, und dies habe die Lan-
desregierung auch in den Folgejahren selbstverständlich nicht vor. Somit werde
erstmalig das Ziel erreicht, während einer gesamten Legislaturperiode, also fünf
Jahre in Folge, keine neuen Kredite aufzunehmen, sondern die Verschuldung
des Landes im Gegenteil deutlich zurückzuführen. Zum einen werde der
Sanierungsstau abgebaut, und zum anderen erfolgten höhere Zuführungen zum
Versorgungsfonds und höhere Zahlungen zur Tilgung von Kreditmarktschulden.
Dies habe es noch nie gegeben; deshalb könne der in Rede stehende Doppel-
haushalt als zukunftweisend bezeichnet werden.

Sie finde es gut, dass sich der Abgeordnete der Fraktion der SPD zur Verantwor-
tung für das Gesamte bekannt habe. Dies sei Aufgabe aller, und zwar auch mit
Blick auf die kommenden Jahre. Dem von der Fraktion der SPD vorgelegten
Änderungsantrag StHG/1 könne sie allerdings nicht folgen. Dazu sei anzu -
merken, dass Personalmehrausgaben nicht unbedingt durch Stelleneinsparpro-
gramme gegenfinanziert werden müssten, sondern auch durch strukturelle Kon -
solidie rungs maßnahmen gegenfinanziert werden könnten. Eine vollständige Ge -
gen finanzierung der geplanten Personalmehrausgaben sei bereits durch die Auf-
stellung des Haushalts für das laufende Jahr erfolgt. Deshalb gebe es aus ihrer
Sicht für den Änderungsantrag StHG/1 keine Begründung.

Auch die Bezeichnung „Wildwuchs“ im Zusammenhang mit Personal könne sie
in keiner Hinsicht teilen. Sie verweise in diesem Zusammenhang darauf, dass
die Bevölkerungszahl in Baden-Württemberg sich immer weiter erhöhe und in
Kürze elf Millionen übersteige, sodass die Zahl der Personalstellen bezogen auf
die Einwohnerzahl sogar geringer sei, als es früher einmal der Fall gewesen sei.
Im Übrigen liege der Schwerpunkt des Personalaufwuchses bekanntermaßen im
Einzel plan 03, was der inneren Sicherheit zugutekomme, im Einzelplan 04, was
der Bildung zugutekomme, im Einzelplan 05, was der Justiz zugutekomme,
sowie im Bereich der Umweltverwaltung. Aus ihrer Sicht sollte Einigkeit be -
stehen, dass es gerade in diesen Bereichen neue Aufgaben und zusätzliche An-
forderungen gebe, die den geplanten Personalaufwuchs auf jeden Fall rechtfer-
tigten.

Selbstverständlich habe eine Landesregierung auch Repräsentationsaufgaben.
Eine jede Landesregierung müsse in Baden-Württemberg und darüber hinaus
deutlich machen, dass Baden-Württemberg ein wohlhabendes, liebenswertes
und lebenswertes Land sei, und dies erfordere, auch repräsentative Termine
wahrzu nehmen. Sie könne nicht erkennen, mit welcher Begründung jemand
etwas dagegen haben könne.

Weiter merkt sie an, sie hätte sich gefreut, wenn der Abgeordnete der Fraktion
der SPD nicht nur zum Ausdruck gebracht hätte, sich in einer gemeinsamen
Ver antwortung für den Haushalt zu sehen, sondern auch Zustimmung zu den in
Rede stehenden Gesetzentwürfen in Aussicht gestellt hätte.

Abschließend erklärt sie zum Änderungsantrag StHG/2, selbst dann, wenn im
Staatshaushaltsgesetz, wie beantragt, § 4 Absatz 16 aufgehoben würde, würde
sich an der Rechtslage nichts ändern. Denn dies hätte keine Auswirkung darauf,
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dass § 18 der Landeshaushaltsordnung und die entsprechenden Ausführungs ver -
ordnungen weiter gälten.

Sie räume ein, dass die Auffassung vertreten werden könne, alle für den Abbau
der Verschuldung zur Verfügung stehenden Mittel sollten zur Rückführung von
Kreditmarktschulden eingesetzt werden. Allerdings müsse klar sein, dass dies
mit einem Verzicht auf den Abbau des Sanierungsstaus einherginge.

Ein weiterer Abgeordneter der Fraktion der FDP/DVP führt unter Bezugnahme
auf die Aussage der Ministerin für Finanzen, sie könne nicht erkennen, mit
welcher Begründung jemand etwas gegen zusätzliche Stellen einschließlich
Stellen für Repräsentationsaufgaben haben könne, aus, es sei das gute Recht
einer Regie rungskoalition, über Stellenzuwächse zu diskutieren. Die meisten der
zusätzlichen Stellen seien auch sinnvoll und würden deshalb auch von seiner
Fraktion mitgetragen. Er finde es jedoch nicht gut, wenn über zusätzliche Neu -
stellen nicht diskutiert werde, sondern wenn diese irgendwo im Haushalt ver-
steckt werden sollten und, wie am Vortag geschehen, relativ überraschend be -
antragt würden. Ein solches Vorgehen stehe im Übrigen nicht im Einklang mit
den Ankündigungen der Landesregierung, was Transparenz angehe. Deshalb
könne seine Fraktion den Änderungsantrag BegleitG/2 nicht mittragen.

Gegen einen massiven Stellenaufbau im Bereich der Umweltverwaltung spreche
im Übrigen auch das Argument, dass es, wenn sich die finanzielle Situation
beispielsweise aufgrund steigender Zinsen oder aufgrund wegbrechender Steuer -
einnahmen wieder verschlechtere, sodass gespart werden müsse, am ehes ten in
den Bereichen möglich sein werde, Personalstellen einzusparen, in denen viele
Beamtenstellen frei würden. Dazu zähle der Bereich der Umweltverwaltung, in
dem es derzeit relativ wenige Beamte gebe, dann jedoch eher nicht, sodass sich
die dann notwendigen Einsparungen wieder auf den Bereich der Lehrer und
Polizisten konzentrieren müssten.

Eine Abgeordnete der Fraktion GRÜNE bringt zum Ausdruck, zum Ände rungs -
antrag BegleitG/2 liege eine ausführliche schriftliche Begründung vor, sodass
Transparenz hergestellt sei. Grundsätzlich halte sie es für richtig, mit Blick auf
das Ziel der Haushaltskonsolidierung immer auch einen Personalaufwuchs im
Blick zu behalten und genau zu überlegen, wo wirklich neue Aufgabenbereiche
hinzukämen, sodass ein Personalaufwuchs notwendig und sinnvoll sei. In diesem
Zusammenhang müsse immer auch danach geschaut werden, wo Aufgaben weg-
fielen, um den Personalbestand mit den Aufgaben in eine gewisse Balance brin-
gen zu können. Dies sei im vorliegenden Haushalt insgesamt auch gut gelungen.
Dort, wo es im neuen Doppelhaushalt einen Stellenaufwuchs gebe, sei dieser
auch notwendig; denn niemand werde in Abrede stellen, dass u. a. zur Sicher-
stellung einer guten Unterrichtsversorgung oder der inneren Sicherheit, für Ver-
waltungsabläufe oder für Gutachten in der Umweltverwaltung zusätzliche
Stellen geschaffen werden müssten. An anderer Stelle fielen im Gegenzug
Stellen weg. Insgesamt ergebe sich somit ein ausgewogenes Stellentableau.

Ferner sei zu erwähnen, dass die monatlichen Zuführungen an den Ver-
sorgungsfonds für neu besetzte Stellen von 500 € auf 750 € erhöht worden
seien. Bei neu geschaffenen Stellen betrage die monatliche Zuführung ab dem
Jahr 2020 sogar 1 000 €. Damit werde im Übrigen einem Vorschlag des Rech-
nungshofs ent sprochen. Zudem würden 120 Millionen € zusätzlich dem Ver-
sorgungsfonds zu geführt, was nicht möglich wäre, wenn alle freien Mittel zur
Tilgung von Kreditmarktschulden verwendet würden. Insgesamt sei der von der
Landesregierung und den Re gierungsfraktionen favorisierte Ansatz nachhaltig
und ausgewogener als der An satz, maximal Kreditmarktschulden zu tilgen.

Der Abgeordnete der Fraktion der SPD stellt klar, mit dem von ihm verwende-
ten Begriff „Wildwuchs“ sei nur die unmittelbare oder mittelbare Umgebung der
politischen Leitung der Ministerien gemeint gewesen und keineswegs die opera-



Landtag von Baden-Württemberg Drucksache 16 / 3200

24

tive Ebene von Polizisten oder von Lehrern. Er bedaure, dass er falsch ver-
standen worden sei. Den Stellenaufwuchs im erstgenannten Bereich halte er
nach wie vor für falsch.

Ein Abgeordneter der Fraktion der CDU äußert, von Wildwuchs könne keine
Rede sein; denn im Zeitraum von 2017 bis 2019 verringere sich die Zahl der
Stellen in den Ministerien des Landes sogar. Deshalb rege er an, zu überdenken,
ob nach wie vor beabsichtigt sei, den Änderungsantrag StHG/1 aufrechtzuerhal-
ten. Aus Sicht der Abgeordneten seiner Fraktion befinde sich das Land bereits
auf einem guten Weg.

Zu erwähnen sei ferner, dass die monatliche Zuführung zum Versorgungsfonds
pro neu eingestelltem Beamten von 500 € auf 750 € erhöht werde und ab 2020
pro neu geschaffener Stelle 1 000 € monatlich zurückgelegt würden, um die im-
plizite Verschuldung nicht weiter anwachsen zu lassen. Auch dies gehöre zu
einem guten und zukunftsfähigen Haushalt. Den Regierungsfraktionen sei sehr
wichtig gewesen, diesen Schritt zu gehen. Auch er verweise auf die 120 Millio-
nen €, die dem Versorgungsfonds zusätzlich zugeführt würden. Denn auch dies
sei ein Beitrag zum Abbau der impliziten Verschuldung.

Der zuerst genannte Abgeordnete der Fraktion der FDP/DVP merkt an, selbst
dann, wenn dem Änderungsantrag StHG/2 zugestimmt würde, würde nicht alles
verfügbare Geld zur Schuldentilgung verwendet. Vielmehr bliebe auch dann
Geld für andere Zwecke übrig.

Die Ministerin für Finanzen betont, es gebe einen Forderungskatalog der kom-
munalen Landesverbände. Danach müssten auch Landesmittel aufgebracht wer-
den, damit im Zuge der vom Land beabsichtigten Stärkung der Umweltverwal-
tung zusätzliches kommunales Personal eingestellt werden könne. Dies sei un-
abdingbar, um in der Umweltverwaltung vor Ort die Aufgabenwahrnehmung zu
optimieren und die Vollzugsqualität zu verbessern. Mit den in Rede stehenden
Stellen würden die Forderungen der kommunalen Landesverbände somit nicht
komplett, sondern nur zum Teil erfüllt.

Sie habe zur Kenntnis genommen, dass die Stärkung der Umweltverwaltung der
Opposition offenbar kein besonders wichtiges Anliegen sei; sollte dies unzutref-
fend sein, müsste sie dies nicht weiter kommentieren. Den Regierungsfraktionen
sei die Umweltverwaltung jedoch wichtig.

Abschließend teilt sie mit, im Jahr 2010 habe es bei 10 750 000 Einwohnern in
Baden-Württemberg 1,77 % der Bevölkerung im öffentlichen Dienst des Landes
gegeben. Mit dem Dritten Nachtrag 2016 seien es 1,75 % gewesen. Dies zeige,
dass der Anteil des öffentlichen Dienstes des Landes im Verhältnis zur Einwoh -
nerzahl sogar sinke. 

Der Abgeordnete der Fraktion der SPD gibt zu bedenken, dass es auch im öf-
fentlichen Dienst Produktivitätsfortschritte gebe, sodass mit dem gleichen Per -
so nal auch zusätzliche Aufgaben erledigt werden könnten. Denn auch in der In-
dustrie zögen steigende Umsätze nicht automatisch Erhöhungen der Beschäf -
tigtenzahl nach sich. Dies müsse in der laufenden Sitzung jedoch nicht vertieft
werden.

Der an zweiter Stelle zu Wort gekommene Abgeordnete der Fraktion der FDP/
DVP regt an, sich eine Diskussion darüber für die Plenarsitzung aufzuheben.

Die Ministerin für Finanzen erklärt, mit einer wachsenden Einwohnerzahl näh-
men auch die Aufgaben zu. Hinzu kämen weitere Aufgaben, beispielsweise in
den Bereichen innere Sicherheit, Schule und Digitalisierung. Darüber könne je-
doch gern an anderer Stelle weiterdiskutiert werden.

Der Vorsitzende stellt fest, es gebe keine Wortmeldungen und Fragen mehr.
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A b s t i m m u n g

Die Änderungsanträge StHG/1 und StHG/2 werden jeweils mehr -
heitlich abgelehnt.

Der Vorsitzende gibt bekannt, in § 1 und der Anlage zum Staatshaushaltsgesetz
müssten infolge der gefassten Beschlüsse die Beträge des in Einnahme und Aus-
gabe festgestellten Haushaltsvolumens geändert werden. Satz 1 laute dann wie
folgt:

Der diesem Gesetz als Anlage beigefügte Staatshaushaltsplan des
Landes Baden-Württemberg wird in Einnahme und Ausgabe fest-
gestellt:

für das Haushaltsjahr 2018 auf 50 546 475 200 Euro,
für das Haushaltsjahr 2019 auf 51 932 564 900 Euro.

Unter Berücksichtigung dieses Hinweises wird dem Gesetzent -
wurf der Landesregierung, Drucksache 16/3000, insgesamt mit
den be schlossenen Änderungen mehrheitlich zugestimmt.

Dem Änderungsantrag BegleitG/1 wird einstimmig bei einigen
Ent haltungen zugestimmt.

Dem Änderungsantrag BegleitG/2 wird mehrheitlich zugestimmt.

Dem Gesetzentwurf der Landesregierung, Drucksache 16/3017,
wird mit den beschlossenen Änderungen mehrheitlich zugestimmt.

Der Ausschuss nimmt von der Mitteilung des Ministeriums für
Finanzen vom 9. November 2017 – Bericht der Gemeinsamen
Finanzkommission –, Drucksache 16/3020, ohne Widerspruch
Kennt nis.

09. 12. 2017

Karl Klein
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